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Kita für die Kleinsten: 
Der Bund hat vorgearbeitet – 
jetzt sind die Länder 
am Zug
Von C. Katharina Spieß*

Mit dem Beschluss des Kinderförderungsgesetzes durch die Bundesregierung im 
April diesen Jahres ist ein wichtiger Schritt zum Ausbau des Betreuungsangebotes 
für Kinder unter drei Jahren vollzogen. Neben der Beteiligung des Bundes an den 
Investitionskosten sind nun auch die Weichen dafür gestellt, dass der Bund sich 
durch eine neue Umsatzsteuerverteilung zugunsten der Länder indirekt an den 
Betriebskosten beteiligt. Damit soll eine bessere Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf erreicht werden. Der Ausbau soll aber auch dazu führen, dass allen Kindern, 
unabhängig von ihrem sozioökonomischen Hintergrund, eine gleichwertige Förde-
rung zukommt. Dies ist für eine auf ihr Humankapital angewiesene Volkswirtschaft 
wie die deutsche zentral. Außerdem sollen privat-gewerbliche Betreuungsangebote 
künftig gefördert werden. Es kann also gehofft werden, dass Deutschland in Hinblick 
auf die öffentlich geförderte Kinderbetreuung international aufschließt. Nach dem 
Bund sind jetzt die Länder am Zug. Wenn es zu einem tatsächlichen Ausbau kommen 
soll, müssen sie die ihnen zur Verfügung stehenden zusätzlichen Mittel tatsächlich 
in den Ausbau investieren. Zu einer entsprechenden Mittelverwendung allerdings 
kann sie niemand zwingen. Es bleibt also nur zu hoffen, dass sich die Länder zu 
einer entsprechenden Zweckbindung selbst verpflichten. 

Ebenso offen bleibt, wie neben dem quantitativen Ausbau die Qualität garantiert 
wird. Auch dies ist Aufgabe der Länder: Sie können die Qualitätsstandards setzen. Es 
ist klar, dass ein rein quantitativer Ausbau pädagogisch wie ökonomisch irrational 
wäre. Was also spräche dagegen, wenn die Länder sich auf bundesweit einheitliche 
Qualitätsmindeststandards für die Förderung sehr junger Kinder einigen? 

Künftig sollen in Deutschland auch kommerzielle Anbieter öffentliche Mittel für 
die Kinderbetreuung erhalten können. Auch dies sollen und müssen die Länder im 
Einzelnen regeln. Dass auch dabei gemeinsame Aus- und Absprachen hilfreich sind, 
liegt auf der Hand. Sie könnten vermeiden, dass eine kommerzielle Kinderbetreuung 
qualitativ schlecht oder nur für einkommensstarke Eltern zu bezahlen wäre. Länder 
wie beispielsweise Finnland zeigen, dass bei entsprechenden Rahmenbedingungen 
auch privat-gewerbliche Anbieter das Kita-Angebot bereichern können. Eines ist 
dabei nicht verhandelbar: Wenn die privat-gewerblichen Anbieter öffentlich geför-
dert werden, müssen sie den gleichen Wettbewerbsbedingungen wie alle Anbieter 
unterliegen. Auch sie müssen daher Qualitätsstandards und Gebührenordnungen 
einhalten. Auch darüber könnten die Jugend- und Familienminister sprechen, wenn 
sie sich am 29. und 30. Mai zusammensetzen. 

*Prof. Dr. C. Katharina Spieß hat die Professur für Familien- und Bildungsökonomie an der Freien Universität Berlin 
in Kooperation mit dem DIW Berlin inne.
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